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1. Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit von Nachzahlungszinsen 
 
Führt die Festsetzung der Einkommen-, Körperschaft-, Umsatz- oder Gewerbesteuer zu 
Steuernachforderungen oder Steuererstattungen, sind diese per Gesetz zu verzinsen. Der 
Zinslauf beginnt 15 Monate nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Steuer entstanden 
ist. Für nachzuzahlende oder zu erstattende Steuer betragen die Zinsen für jeden vollen 
Monat 0,5 %, im Jahr also 6 %. 
 
Die Verzinsung ist unabhängig von einem Verschulden des Finanzamts oder des 
Steuerpflichtigen. Zweck der Regelungen ist es, einen Ausgleich dafür zu schaffen, dass die 
Steuern bei den einzelnen Steuerpflichtigen zu unterschiedlichen Zeitpunkten festgesetzt 
und fällig werden. Mithilfe der sog. Vollverzinsung sollen Liquiditätsvorteile, die dem 
Steuerpflichtigen oder dem Fiskus aus dem verspäteten Erlass eines Steuerbescheides 
objektiv oder typischerweise entstanden sind, ausgeglichen werden. Allein bei der 
steuerlichen Betriebsprüfung vereinnahmte der Fiskus im Bereich der Zinsen in den letzten 
Jahren mehr als 2 Mrd. €. 
 
Nunmehr zweifelt der BFH an der Verfassungsmäßigkeit von Nachzahlungszinsen für 
Verzinsungszeiträume ab dem Jahr 2015. Mit Beschluss vom 25.04.2018 gewährte er daher 
in einem summarischen Verfahren Aussetzung der Vollziehung. Nach seiner Auffassung 
bestehen im Hinblick auf die Zinshöhe für Verzinsungszeiträume ab dem Jahr 2015 
schwerwiegende Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit. Der gesetzlich festgelegte Zinssatz 
überschreitet den angemessenen Rahmen der wirtschaftlichen Realität erheblich, da sich 
zwischenzeitlich ein niedriges Marktzinsniveau strukturell und nachhaltig verfestigt hat. 
 
Eine sachliche Rechtfertigung für die gesetzliche Zinshöhe besteht bei der gebotenen 
summarischen Prüfung nicht. Aufgrund der auf moderner Datenverarbeitungstechnik 
gestützten Automation in der Steuerverwaltung könnten Erwägungen wie Praktikabilität und 
Verwaltungsvereinfachung einer Anpassung der seit dem Jahr 1961 unveränderten Zinshöhe 
an den jeweiligen Marktzinssatz oder an den Basiszinssatz des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
nicht mehr entgegenstehen. Die realitätsferne Bemessung der Zinshöhe wirkt in Zeiten eines 
strukturellen Niedrigzinsniveaus wie ein rechtsgrundloser Zuschlag auf die 
Steuerfestsetzung. 
 
 
2. Rückabwicklung von Bauträgerfällen mit Erstattungszinsen 
 
In seiner Entscheidung vom 07.12.2017 stellt das FG Baden-Württemberg fest, dass das 
Finanzamt bei der Rückabwicklung von Bauträgerfällen Erstattungszinsen zugunsten des 
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Steuerpflichtigen festsetzen muss. Erfolgte aufgrund der früheren Verwaltungsauffassung 
(zu Unrecht) eine Erhebung von Umsatzsteuer auf die Eingangsleistung des Bauträgers, 
sind darauf Erstattungszinsen zu zahlen. 
 
Eine (Voll-)Verzinsung ist grundsätzlich zugunsten wie auch zuungunsten des 
Steuerpflichtigen vorzunehmen. Ist der Unterschiedsbetrag negativ, übersteigt also die 
bisher festgesetzte die neu festgesetzte Steuer, sind zugunsten des Steuerpflichtigen 
Erstattungszinsen festzusetzen. Ein Unterschiedsbetrag zugunsten des Steuerpflichtigen ist 
bis zur Höhe des zu erstattenden Betrags zu verzinsen.  
 
Der Zinslauf beginnt 15 Monate nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die Steuer 
entstanden ist. Die Vorschrift gilt für Erstattungszinsen auch dann, wenn vor Ablauf der 15-
monatigen Karenzzeit gezahlt worden ist. Wird die Steuer erst nach Ablauf der Karenzzeit 
gezahlt, beginnt der Zinslauf mit dem Tag der Zahlung. 
 
Das FG hat die Revision zum BFH wegen grundsätzlicher Bedeutung zugelassen. Sollte der 
BFH der Entscheidung des FG folgen, werden Bauträger in ähnlicher Lage mit erheblichen 
Erstattungszinsen rechnen können. 
 
 
3. Ferienjobs und Saisonarbeiter als „kurzfristige“ Minijobs  
 
„Kurzfristige Minijobs“ sind begehrt bei Arbeitnehmern, insbesondere auch bei Ferienjobbern 
und deren Arbeitgebern. Die Versteuerung erfolgt grundsätzlich nach den individuellen 
Lohnsteuerabzugsmerkmalen (Höhe der Steuer abhängig von der Steuerklasse der 
Aushilfe). Ausnahmsweise kann der Arbeitgeber die Lohnsteuer pauschal mit 25 % des 
Arbeitsentgelts zzgl. Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer erheben, wenn bestimmte 
Voraussetzungen vorliegen.  
 
Sozialversicherungsrechtlich sind sie nicht – wie die regulären Minijobs – auf 450 € im Monat 
begrenzt; auf den Verdienst kommt es bei einem kurzfristigen Minijob auch nicht an. Sie sind 
in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung versicherungs- und 
beitragsfrei.  
 
Dafür gelten für diese Minijobber bestimmte Regeln: Ein kurzfristiger Minijob ist (bis 
einschließlich 31.12.2018) von vornherein auf maximal 3 Monate begrenzt, wenn der 
Minijobber an mindestens 5 Tagen pro Woche arbeitet, oder 70 Arbeitstage, wenn er 
regelmäßig weniger als an 5 Tagen wöchentlich beschäftigt ist.  
 
Verdient ein kurzfristig angestellter Minijobber monatlich über 450 €, muss der Arbeitgeber 
jedoch prüfen, ob der Minijobber eventuell berufsmäßig arbeitet. Berufsmäßig wird die 
Beschäftigung dann ausgeübt, wenn sie für die Aushilfe entscheidend zum Lebensunterhalt 
beiträgt und nicht von untergeordneter wirtschaftlicher Bedeutung ist.  
 
Eine berufsmäßige Beschäftigung ist vom Arbeitgeber dann nicht zu prüfen, wenn der 
Verdienst der Aushilfe 450 € monatlich nicht überschreitet. Für diese Verdienstgrenze galt 
bisher, dass für befristete Beschäftigungen bis zu einem Monat ein anteiliger Wert von 450€ 
zu ermitteln war. Wurde beispielsweise ein Arbeitnehmer lediglich für 10 Tage innerhalb 
eines Monats beschäftigt, ergab sich daraus eine anteilige Verdienstgrenze von (450 € / 30 
Tage x 10 Beschäftigungstage=) 150 €.  
 
Das BSG hat in seiner Entscheidung vom 05.12.2017 dazu festgelegt, dass unabhängig von 
der Dauer des Arbeitseinsatzes der Aushilfe immer die monatliche Verdienstgrenze von 450 
€ gilt. Eine Umrechnung für Beschäftigungszeiträume von weniger als einem Monat ist nicht 
vorzunehmen. Demnach kann ein Arbeitgeber seiner Aushilfe auch für wenige Tage bis zu 
450 € zahlen und einen sozialversicherungsfreien kurzfristigen Minijob melden.  



 

 

 
 

 

 

Bitte beachten Sie: Fehleinschätzungen in diesem Bereich können spätestens bei 
der BfA-Prüfung teuer werden! Klären Sie daher bitte im Vorfeld mit unserer 
Lohnabteilung ab, ob die Voraussetzungen für einen „Kurzfristigen Minijob“ gegeben 
sind. 

 
 
4. Steuerermäßigung für Dienst- und Handwerkerleistungen außerhalb des Hauses 
 
Nimmt ein Steuerpflichtiger sog. haushaltsnahe Dienstleistungen in Anspruch, kann er diese 
steuerlich geltend machen. Dabei ermäßigt sich die tarifliche Einkommensteuer auf Antrag 
um 20 %, höchstens 4.000 € im Jahr. 
Das Gleiche gilt für die Inanspruchnahme von Handwerkerleistungen für Renovierungs-, 
Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen. In diesem Fall reduziert sich die Steuer um 
20 % der Aufwendungen, höchstens jedoch um 1.200 € im Jahr. Die Ermäßigung gilt hier nur 
für Arbeitskosten. 
 
Dabei ist der Begriff „im Haushalt” nach Auffassung des FG Berlin-Brandenburg in "räumlich-
funktional" auszulegen. Deshalb werden die Grenzen des Haushalts nicht ausnahmslos 
durch die Grundstücksgrenzen abgesteckt. Vielmehr kann auch die Inanspruchnahme von 
Handwerkerleistungen, die jenseits der Grundstücksgrenze auf fremdem Grund erbracht 
werden, begünstigt sein. Es muss sich dabei allerdings um Leistungen handeln, die in 
unmittelbarem räumlichen Zusammenhang zum Haushalt durchgeführt werden und dem 
Haushalt dienen. Entsprechende Dienst- und Handwerkerleistungen sind folglich nicht nur 
anteilig, soweit sie auf Privatgelände entfallen, sondern in vollem Umfang begünstigt.  
 
Im entschiedenen Fall hat das FG die Aufwendungen für die Straßenreinigung als 
haushaltsnahe Dienstleitungen und für die Reparatur eines Hoftores als 
Handwerkerleistungen zugelassen. Das Hoftor wurde ausgebaut, in der Werkstatt des 
Tischlers repariert und sodann wieder eingebaut. Nach der bisherigen Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofs, der sich das FG hier anschloss, ist es ausreichend, wenn der 
Leistungserfolg in der Wohnung des Steuerpflichtigen eintritt. 
 
Zu der Entscheidung wurde Revision beim BFH eingelegt, die dort unter dem Aktenzeichen 
VI R 4/18 anhängig ist. Betroffene Steuerpflichtige können gegen abschlägige Bescheide 
Einspruch einlegen und das Ruhen des Verfahrens bis zu einer endgültigen Entscheidung 
durch den BFH beantragen. 
 
 
5. Zum Ausschluss des Werbungskostenabzugs für Berufsausbildungskosten 
 
Aufwendungen des Steuerpflichtigen für seine erstmalige Berufsausbildung oder für ein 
Erststudium, das zugleich eine Erstausbildung vermittelt, sind keine Werbungskosten, wenn 
diese Berufsausbildung oder dieses Erststudium nicht im Rahmen eines Dienstverhältnisses 
stattfinden. Sie sind bis zu 6.000 € jährlich als Sonderausgaben abzugsfähig.  
 
Nach Auffassung des BFH sind Aufwendungen für die Ausbildung zu einem Beruf jedoch als 
notwendige Voraussetzung für eine nachfolgende Berufstätigkeit beruflich veranlasst und 
demgemäß auch als Werbungskosten einkommensteuerrechtlich zu berücksichtigen. 
Der Sonderausgabenabzug bleibt bei Auszubildenden und Studenten nach seiner 
Grundkonzeption wirkungslos, weil gerade sie typischerweise in den Zeiträumen, in denen 
ihnen Berufsausbildungskosten entstehen, noch keine eigenen Einkünfte erzielen. 
 
Der BFH hat dem Bundesverfassungsgericht deshalb die Frage vorgelegt, ob es mit dem 
Grundgesetz vereinbar ist, dass Aufwendungen des Steuerpflichtigen für seine erstmalige 
Berufsausbildung oder für ein Erststudium, das zugleich eine Erstausbildung vermittelt, keine 



 

 

Werbungskosten sind, wenn diese Berufsausbildung oder dieses Erststudium nicht im 
Rahmen eines Dienstverhältnisses stattfindet. 
 
Auf Anfrage des BVerfG hat die Bundesrechtsanwaltskammer (BRAK) im April 2018 dazu 
Stellung genommen und der Einschätzung des BFH zugestimmt. 
 
Betroffene Steuerpflichtige sollten auf jeden Fall die Kosten ihrer Erstausbildung bzw. ihres 
Erststudiums auch dann steuerlich geltend machen, wenn sie vor Beginn der Ausbildung 
oder des Studiums keine Erstausbildung absolviert haben. Die Kosten der Ausbildung oder 
des Studiums kann durch die Abgabe einer Einkommensteuererklärung bzw. durch einen 
Antrag auf Feststellung des verbleibenden Verlustvortrags geltend gemacht werden. Die 
Berücksichtigung der Ausbildungskosten als Werbungskosten können – noch nicht 
bestandskräftig Veranlagte – noch bis zum 31.12.2018 für die Jahre ab 2014 beantragen. 
Die Verlustfeststellung kann drei Jahre weiter gehen. 
 
 
6. Voraussetzungen für den Werbungskostenabzug bei einem Auslandsstudium 
 
Nach Abschluss einer Erstausbildung können Aufwendungen für eine zweite Ausbildung 
(Studium oder Berufsausbildung) grundsätzlich als Werbungskosten abgezogen werden. 
Voraussetzung für den Abzug der Wohnungskosten sowie der 
Verpflegungsmehraufwendungen in Bezug auf die Auslandsaufenthalte ist aber, dass die 
Voraussetzungen einer sog. doppelten Haushaltsführung vorliegen. Dies ist der Fall, wenn 
Steuerpflichtige außerhalb des Ortes ihrer ersten Tätigkeitsstätte einen eigenen Hausstand 
unterhalten und auch am Ort der ersten Tätigkeitsstätte wohnen.  
 
In einem vom FG Münster am 24.01.2018 entschiedenen Fall absolvierte eine Studentin 
einen Bachelorstudiengang und in dessen Rahmen zwei Auslandssemester und ein 
Auslandspraxissemester. Während der Auslandsaufenthalte blieb sie an ihrer inländischen 
Fachhochschule eingeschrieben und besuchte einmal pro Monat ihre Eltern. In ihrer 
Einkommensteuererklärung machte sie die Aufwendungen für Wohnung und Verpflegung 
während der Auslandsaufenthalte als Werbungskosten geltend. Das Finanzamt erkannte den 
Werbungskostenabzug nicht an. 
Dem folgte auch das FG mit folgender Begründung: Die erste Tätigkeitsstätte der Studentin 
hat während der Aufenthalte im Ausland und nicht mehr an der inländischen FH gelegen. 
Eine Universität ist nicht nur im Fall eines vollständigen Auslandsstudiums, sondern auch im 
Fall eines Auslandssemesters als erste Tätigkeitsstätte des Studenten anzusehen. Im 
Ausland hat sich auch der einzige eigene Hausstand befunden, da die reinen 
Besuchsaufenthalte in der Wohnung der Eltern keinen eigenen Hausstand begründen. 
 
Wegen grundsätzlicher Bedeutung der Streitfrage hat das FG die Revision zum 
Bundesfinanzhof zugelassen. 
 
 
Beste Grüße aus Ihrem Steuerbüro 
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Aus rechtlichen Gründen erlauben wir uns den ausdrücklichen Hinweis, dass dieses Schreiben zwar nach bestem Wissen und 
mit größter Sorgfalt zusammengestellt wurde, auf Grund der Komplexität und des ständigen Wandels der Rechtsmaterie jedoch 

jegliche Haftung und Gewähr für die Richtigkeit und Vollständigkeit ausgeschlossen werden muss. 
Zu den angesprochenen Themen erhalten Sie im Bedarfsfall gerne ausführlichere Informationen. Verbindliche Auskünfte 

werden jedoch ausschließlich schriftlich erteilt. 


